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. 4' Öste ..... eichische undesbahnen 
DUF?CHSCHRIF:I 

GeneraldirekUon 

An das 
Bundesministeri 

Himmelpfortgass 
1015 Wi e n 

Ihr Zeichen 

für Finanzen 

4 - 8 

Unser Zeichen Sachbearbeiter 

1117-16-1-1985 Dr.Pail 
Tel. (0222) 5650 Datum D���I 26. März 1985 

Betr.: Entwurf iner 8. PG-Novelle, Stellungnahme; 
Entwurf iner Kundmaehung, mit der die 
BB-PO 19 6 (12. Novelle) geändert wird 

Unter Bezugnahm auf die do. Note vom 4.3.1985 , 

GZ: 02 5200/16- 1/5 /85 (5), beehrt sich die Generaldirektion 

ehen Bundesbahnen mitzuteilen, daß gegen den 

Entwurf eines desgesetzes, mit dem das Pensionsgesetz 1965 

geändert wird ( i. Pensionsgesetznovelle ) hs. keine Einwendun­

gen erhoben wer n. 

U.e. wird dem desministerium für Finanzen der Entwurf einer 

Kundmaehung übe die vorgesehene Änderung der Bundesbahn-Pensions­

ordnung 1966 (12. Novelle der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966) 

mit der Bitte . Kenntnisnahme übermittelt. 

Hiezu darf bemer t werden: 

Die für die Bedi nsteten der Österreichischen Bundesbahnen 

geltenden Besti ungen der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, 

BGBl.Nr. 313, in der geltenden l'a,3sung entspre�hen - von 

Elisabethstraße 9 
A-101O Wien 

Telex 
112104 

Telegramm­
anschrift 
Genbandion Wien 
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wenigen insbesondere auch durch die Besonderheiten des Bundes­

bahndienstes begründeten Abweichungen abgesehen - den Bestimmun­

gen des Pensionsgesetzes 1965 und den sonst für die Bundesbe­

diensteten geltenden pensionsrechtlichen Bestimmungen. 

Auf Grund der in Aussicht genommenen Änderung des Pensions­

gesetzes 1965 ist beabsichtigt, auch die Bundesbahn-Pensions­

ordnung entsprechend zu ändern, wobei der beigeschlossene Kund­

machungsentwurf vom Entwurf der 8. Pensionsgesetznovelle ledig­

lich insofern abweicht, als in d er BundesbaP�-Pensionsordnung 1966 

ein entsprechender Tatbestand fehlt (§ 5 Abs. 4 zweiter Satz 

PG 1965 ) bzw. mit den geltenden Bestimmungen (gemäß § 25 Abs. 2 

der BB-Pensionsordnung richtet sich das Ausmaß der Hilflosenzu­

lage nach den für die Bundesbeamten jeweils geltenden Bestim­

mungen) das Auslangen gefunden werden kann. 

Die Zuleitung von 25 Abschriften der Stellungnahme an die 

Parlamentsdirektion wurde u.e. veranIaßt. 

Beilage 

Für die Österreichischen Bundesbahnen: 
Dr. Sischka eh. 

Beglaubigt: 

� 
Kanzlei GS 
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K u n d m a c  h u n g 

des Bundesminis, ers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom 
mnt der die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 ge­

ändert wird (12. Novelle der BB-PO 1966). 

11it Zustimm ng des Hauptausschusses des Nationalrates vom 
esetz vom 13. April 1920, StGBl.Nr. 180) wird 

kundgemacht: 

A r t  i k e 1 I 

Die Bundesb hn-Pensionsordnung 1966, BGBl.Nr. 313, zuletzt 
geändert durch -ie Kundmachung BGBl.Nr. 515/1984 wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 1.'-DS. 3 lautet: 
rj (3) iebene sud der überlebende Ehegatte, die Kinder 

und de_ frühere Ehegatte des verstorbenen Beamten. 
(4) tJ'''berle nder Ehegatte (Witwe, Witwer) ist, wer im Zei t­

punkt .. s Todes des Beamten mit diesem durch das Band· 
der 

2. § 1 1.'-DS. 
fI ( 6) 

verbunden gewesen ist." 

Ehegatte (frühere Ehefrau, früherer Ehemann) ist, 
v.'essen I"he mit dem Beamten fiir nichtig erklärt, aufgeho­

geschieden worden ist." 

3. § 1 .Abs. ·10 entfällt. 

4. § 5 �bs. 3 I utet: 
TI(3) Wenn nach Zurechnu:lg eines Zeitraumes von zehn Jahren 

gemä3 � 9 �bs. � der angemessene Lebensunterhalt des Be­
a�ten n�cht gesiche�t ist, �o kann die Generaldirektion 
der Ös rreichischen Bundesbahnen im Einvernehmen.cit dem 
3undes " nisterium für Y'inanzen zu seiner::: letzten Gehel t 
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einen Z schlag von Vorrückungsbeträgen insoweit be­
wiollige , als sie in zehn Jahren angefallen wären und 

dadurch der Endgehalt beziehungsweise jene Gehalts­

stufe n'cht überschritten wird, die der Beamte bei 
einer D enstleistung bis zum Ende des Kalenderjahres, 

in dem r sein 65. Lebensjahr vollendet, hätte erreichen 

können. Die Bestimmungen des § 9 Abs. 2 und 3 sind sinn­
gemäß a zuwenden. Y�ßgebend für die Beurteilung, ob der 
angemes ene Lebensunterhalt gesichert ist, sind die Ver­

hältnis e zur Zeit der Versetzung in den Ruhestand. Ver­
fügunge nach diesem Absatz werden mit dem Tod des Be­
amten w rkungslos; die Bestimmungen des § 39 .Abs. 2 wer­
den hie urch nicht berührt." 

5. § 9 Abs. 1 1 

"(1) Ist der Beamte ohne sein vorsätzliches Verschulden zu 

einem z mutbaren Erwerb unfähig geworden, so ist ihm aus 
Anlaß d r Versetzung in den Ruhestand zu seiner ruhe­

genußfä 'gen Beamtendienstzeit ein Zeitraum von zehn 
·Jahren uzurechnen. n 

6. § 9 kbs. 2 e tfällt. Die Abs. 3 und 4 werden als Abs. 2 und 3 
bezeichnet. 

7. Im § 9.Abs. wird die Zitierung "nach den Abs. 1 und 2" durch 
die Zitierun "nach .Abs. 111 ersetzt. 

8. § 9 �bs. 3 1 utet: 
"(3) ".'ird ei em Beamten gemäß den Bestimmungen des Abs. 1 ein 

Zei trau von zehn Jahren zugerechne·t und erhält er in-
folge d r Schädigung, für di·e di€ Zurechnung erfolgte, 

hrende Geldleistungen aus der gesetzlichen ün­
icherung, nach dem Opferfürsorgegesetz, BGE1.Nr.1E3/ 

1947, d m Kriegsopferversorgungsgesetz 1957,BGE1.Nr.152, 
dem Bee esversorgungsgesetz, EGE1.Nr. 27/1964, und nach 
gleicha tigen landesgesetzlichen Vorschriften, so ruht 
die dur h die l"laßnahme nach .Abs. 1 bewirkte Erhöhung des 
Ruhegen sses im .Ausmaß dieser Geldleistungen." 

17/SN-134/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 5 von 28

www.parlament.gv.at



- 3 -

9. Im § 10 Abs 1, erster Satz, wird die Zitierung"Abs. 1 und 2" 

durch die Z tierung "Abs. 1" ersetzt. 

10. nie 'Übersc ift des § 13 "Anspruch' auf Wi twenversorgungs­

genuß" wird durch die Überschrift 

"Versorgung bezug des überlebenden Ehegatten 
.Anspruch a f vii twen- und VIi twerversorgungsgenuß" 

ersetzt. 

11. § 13 laute t 
,, § 13 (1) 1) m überlebenden Ehegatten eines Beamten gebührt 

eOn monatlicher Versorgungsgenuß, wenn der Beamte 

Sterbetag Anspruch auf Ruhegenuß gehabt bat 
o er im Fall der mit Ablauf dieses Tages erfolgten 

rsetzung in den Ruhestand gehabt hätte. 

r überlebende Ehegatte hat keinen Anspruch auf 
rsorgungsgenuß, wenn er am Sterbetag des Eeamten 
s 35. Lebensjahr noch nicht vollendet bat. 1)ies 

°lt nicht, wenn 
a ·der Eeamte an den Folgen eines �ienstunfalles 

oder einer Berufskrankheit gestorben ist, 

die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat, 
aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder 
hervorgeht, 

d) durch die Eheschließung ein Kind legitimiert 
worden ist oder 

e) am Sterbetag des Eeamten dem Baushalt des über­
lebenden Ehegatten ein anderes als in lit. c und 
d genanntes Kind des verstor?enen Eeamten ange­
hört, das Anspruch auf Waisenversorgungsgenuß hat. 

(3) r überlebende Ehegatte hat ferner keinen Anspruch 
a f Versorgungsgenuß, wenn die Ehe erst während des 

hestandes des Beamten geschlossen worden ist. nies 
i1 t ni ch t, ",renn 

a) die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und der 

�ltersunterschied der Ehegatten nicht mehr als 
20 Jahre betragen hat oder die Ehe mindestens 
fünf Jahre gedauert und der Lltersunterschied der 
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Ehegatten nicht mehr als 25 Jahre betragen hat 

oder die -Ehe mindestens zehn Jahre gedauert und 
der Altersunterschied der Ehegatten mehr als 

25 Jahre betragen hat, 
b der Beamte nach der Eheschließung wieder in den 

nienststand"aufgenommen worden ist, 
c aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder 

hervorgeht, 

d durch die Eheschließung ein Kind legitimiert 
worden ist oder 

e am Sterbetag des Beamten dem Haushalt des über­
lebenden Ehegatten ein anderes als in lit. c oder 
d genanntes Kind des verstorbenen Beamten angehört, 

das Anspruch auf WaisenversorgungsgenuB hat. 

(4) t sich der Beamte mit seinem früheren Ehegatten 

eder verehelicht, so sind bei der Berechnung der 

edauer die einzelnen Ehezei�en zusammenzuzählen. 

(5) r überlebende Ehegatte, der den Tod des Beamten 
rch eine oder mehrere mit V�r�atz begangene straf­

re Handlungen herbeigeführt hat und deshalb zu 

e ner Freiheitsstrafe verurteilt wurde, hat ab 
chtskraft des Urteiles keinen Anspruch auf Ver­

s·rgungsgenuB. 
(6) r VersorgungsgenuB und die nach dieser Pensions-

o dnung gebührenden Zulagen bilden zusammen den Ver­
s rgungsbezug." 

ift des § 14 lautet: 
"J...usmaß d.es "1i twen- und des vli twerversorgllDgsgenusses" 

13. Im § 14 Abs 1 und 2 wird der Ausdruck "Witwenversorgungs­
genuß" jewe Is durch den Ausdruck "Witwen- und Witwerver­
sorgungsgen ßII ersetzt. 

14. § 16 Los. 1 letzter Satz lautet: 
11 Ein Stief" ind. ha t nur dann Anspruch auf vlaisenversorgungs­

genuß , we D es am Sterbetag des Beamten bei der Bemessung 

deZ" Eaush Itszulage zu berücksichtigen gewesen ist." 
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15. § 16 Abs. 5 2it. c lautet: 
" c) Die Bar 

Verpfle 
hilfe 

ezüge, die Verpflegung, die Abfindung für die 
g, der Familienunterhalt, die Wohnkostenbei-

d die Entschädigung bei Übungen na ch dem Heeres­
gesetz, BGB1. Nr. 152/1956, Geldleistungen nach 

2 des Bundesgesetzes über die Entsendung von 
Angehör"gen des Bundesheeres zur Rilfleistung in das .Aus­
land, B Bl. Nr. 233/1965, sowie die Barbezüge, der Familien­

t und die Wohnkostenbeihilfe nach dem Zivildienst-

16. Die ift des § 18 und § 18 lauten: 
"Versorgun bezug des früheren Ehegatten 
§ 18 (1) Di Bestimmungen über den Versorgungsanspruch des 

rlebenden Ehegatten und über das Ausmaß der Ver­
gung des überlebenden Ehegatten - ausgenommen die 
timmungen der §§ 20 Abs. 3 bis 6 und 22 - gelten, 
eit im folgenden nichts anderes bestimmt ist, 

gemäß für den .früheren Ehegatten des verstorbenen 
mten, wenn dieser zur Zei"t seines Todes auf-Grund 
es gerichtlichen Urteiles, eines gerichtlichen 
gleiches oder einer vor der Auflösung oder Nichtig­

ärung der Ehe schriftlich eingegangenen Ver­
ichtung für den Lebensunterhalt seines früheren 

egatten aufzukommen oder dazu beizutragen hatte. 
Versorgungsgenuß gebührt-dem früheren Ehegatten 
auf Antrag. Er fällt, wenn der Antrag binnen 

ei Monaten nach dem Tod des Beamten gestellt wird, 
m".t dem auf den Sterbetag folgenden Monatsersten an. 

allen übrigen Fällen �ebührt der Versorgungsgenuß 
dem der Einbringung des Antrages fo2genden Mo­

tsersten an; wird der Antrag an einem Monatsersten 
stellt, so gebührt der VersorgungsgenuB von diesem 

(3) �t der frühere Ehegatte gegen den verstorbenen Be-
B ten nur einen befristeten �nspruch auf Unterhalts-
1 istungen gehabt, so besteht der Versorgungsanspruch 
l�ngstens bis zum Ablauf der Frist. 
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Versorgungsbezug - 'ausgenommen die Ergänzungs­
age und die Rilflosenzulage - darf die Unter­
tsleistung nicht übersteigen, auf die der �r�ere 
gatte gegen den verstorbenen Beamten an dessen 
rbetag Anspruch gehabt hat. Dies gilt jedoch nicht, 

das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch 
.nach § 61 Abs. 3 des Ehegesetzes enthält, 
die Ehe mindestens �ünfzehn Jahre gedauert und 
der �rühere Ehegatte im Zeitpunkt des Eintrittes 
der Rechtskraft des Scheidungsurteiles das 40. 

Lebensjahr vollendet hat. 
unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, 

der frühere Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Ein­
trittes der Rechtskra�t des Scheidungsurteiles 
erwerbsunfähig ist oder 
aus der geschiedenen Ehe ein Kind hervorgegangen 
oder durch dies� Ehe ein Kind legitimiert worden 
is"t od"e

o
r " die Ehe ga tten gemeinsam eill ° Wahl kind 

angenommen haben und das Kind am Sterbetag des 
Beamten dem Baushalt des früheren Ehegatten an­
gehört und Anspruch auf Waisenversorgungsgenuß 
hat; das Erfordernis der Eaushaltszugehörigkeit 
ent�ällt bei nachgeborenen Kindern. 

(5) Versorgungsgenuß des überlebenden Ehegatten und 
r Versorgungsgenuß des fr�eren Ehegatten dttrfen 

z sammen 120 v. H. des Ruhegenusses nicht übersteigen, 
a f den der verstorbene Beamte Anspruch gehabt hätte. 

r Versorgungsgenuß des früheren Ehegatten ist er­
rderlichenfalls entsprechend �u kürzen. Versor­
ngsgenüsse mehrerer fr�erer Ehegatten sind im 

eichen Verhältnis zu kürzen. Ist kein enspruchsbe­
r chtigter überlebender Ehegatte vorhanden, dann ist 

r Versorgungsgenuß des früheren Ehegatten so zu 
messen, als ob es nach dem Beamten einen anspruchs­
rechtigten überlebenden Ehegatten gäbe. 
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(6) e Erhöhung der Unterhaltsleistungen im letzten 

(7) 

vor dem Sterbetag des Beamten ist nur beacht­
h, wenn sie entweder in einem rechtskräftigen 

eil ausgesprochen oder schriftlich vereinbart 
den ist und wenn sie ihren Grund in eiDer Stei­

g der Leistungsfähigkeit des Beamten oder in 
er Steigerung der Bedürfnisse des früheren Ehe­
ten gehabt hat. 
erhaltsleistungen, die die Erben des verstorbenen 
mten auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen dem 

fr· eren Ehegatten erbringen, sind auf den Versor­
gsbezug des früheren Ehegatten anzurechnen. 

(8) ischt der Anspruch des überlebenden Ehegatten oder 
es früheren Ehegatten auf VersorgunsgenuB, so 
ert sich dadurch der Versorgungsbezug eines allen­
ls noch verbleibenden früheren Ehegatten nicht." 

17. Im § 19 • 1 (letzter Satz) und 3 wird die Zitierung 
,, § 9 .Abs. 1 0de:r. 2".' durch die 2i tierun,g ,,§ 9 Abs. ,1" ersetzt t ' 

, im .A.bs. 2 i tt an die Stelle der Z
.
i tierung ,, § 9 Abs. 4" die 

Zitierung n 9 Abs. 3". 

18. nie t�ersc ift des § 20 lautet: 
"Verlust de Anspruches der Binterbliebenen auf Versorgungs­

genuS, .Abf dung des überlebenden Ehegatten bei Wiederver­
ehelichung Wiederaufleben des Versorgungsanspruches des 

überlebend n Ehegatten" 

19. Im § 20 �bs 

als li t. a, 

entfällt die lit. a. �ie lit. b un� e werden 

b bezeichnet. 

20. § 20 bis 4 lautet: 

"(2) pruch des überlebenden Ehegatten und des früheren 

Ehegat�en erlischt außerdem durch Verehelichung. 

(3) nem ü rlebenden Ehegatten des Beamten, der sich vlieder 

icht hat, gebührt eine Abfindung in der nöhe 

bzigfachen des Versorgungsbezuges, auf den er im 

Zeitp kt der Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt hat. 

Die E bleibt bei der Bemessung der Abfindung 

außer 
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(4) Wird d e neue Ehe durch den Tod des Ehegatten, durch 

b) 

21. § 20 Abs. 6 

g oder durch Aufhebung aufgelöst oder wird 
e Ehe für nichtig erklärt, so lebt beim Zu-

der sonstigen Voraussetzungen der Versorgungs­
h aus der früheren Ehe wieder auf, wenn 
Ehe nicnt aus dem alleinigen oder überwiegenden 
chulden der abfindungsberech�igten �erson ge-
eden oder aufgehoben worden ist oder 
Nichtigerklärung der Ehe die abfindungsbe�echtigte 
on als schuldlos anzusehen ist.ft 

" (6) Auf de Versorgungsbezug, der wieder aufgelebt ist, sind 
die E' künfte (§ 16 Abs. 5 und 6) anzurechnen, die dem 

enden Ehegatten auf Grund der aUfgelösten oder 
htig erklärten Ehe zufließen. Erhält der über-

Ehegatte statt laufender Unterhaltsleistungen 
eine pitalabfindung, so ist auf den monatlichen Ver­
sorgun sbezug ein Zwölf tel des Betrages anzurechnen, der 
sich b i der .Annahme eiDes jährlichen �rtrages von 4 v. H. 
des Ab indungskapitals ergeben würde. Geht das Ab�inäungs­
kapita ohne vorsätzliches Verschulden des überlebenden 
Ehegat en unter, so entfällt die Anrechnung." 

22. Die Übersc 
".Abfertigun 
§ 22 (1) De 

Di 

ift des § 22 sowie § 22 Abs. 1 und 2 lauten: 
des überlebenden Ehegatten und der Waise 
überlebenden Ehegatten und der Waise eines im 

nststand verstorbenen .Beamten gebührt eine Ab­
tigung, wenn sie keinen Anspruch a�f Versorgungs­
uB haben. 

überlebenqe Ehegatte hat keinen- Anspruch auf 
ertigung, wenn für ihn ein Anspruch auf Witwen­
r Witwerversorgung aus einer früheren Ehe wieder 

au le"ot. " 

23. Im § 22 1-"os 4 erster Satz v:ird der Ausdruck "der Witwe" 
durch den .A sdruck "des überlebenden Ehegatten", im § 22 
Aos. 5 der 'usdruck "die Witwe" durch den .Ausdruck "den über­
lebenden Eh gatten" ersetzt. 
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24. § 23 Abs. 2 erster Satz lautet: 
"(2) Dem üb rlebenden Ehegatten, dessen Baushalt ein Kind 

des Be mten angehört, das nach den �ür die Beamten 
des Di nststandes geltenden Vorschriften bei der Be­
messun der Baushaltszulage zu berücksichtigen wäre, 
gebühr zum Witwen- oder Witwerversorgungsgenuß die 
Hausha tszulage, die dem Beamten gebühren würde, wenn 
er nic t gestorben wäre.� 

25. Im § 23 Abs 4 wird der Ausdruck �die Witwe" durch den Aus­
druck "der "berlebende Ehegatte" ersetzt. 

26. �em § 24 Ab • 1 wird folgender Satz angefügt: 
"Das Erford rnis der .Antragstellung ent�ällt, wenn die Voraus­

setzungen ür den Anspruch auf Ergänzungszulage schon beim 
Anfall des Ruhe- oder Versorgungsgenusses erfüllt sind. n 

27. § 24 Abs. 4 lit. c lautet: 
. "c) Grund­

BGB1.l�r 

gesetz 
und Wit 
einer a 
gesetz, 

d .El ter.nrenten. nach dem Opferfürsorgegesetz., 
1�'3/1947, 1Uld nach dem

-
Xriegsopf-erversorgungs-

957, BGB1.Nr. 152, ein nrittel der Beschädigten­
enrenten sowie die Elternrenten einschließlich 
lfälligen Zusatzrente �ach dem Reeresversorgungs­
BGB1. Nr. 2 7/1964." 

28. Die bisheri e lit. c des§ 24 Abs. 4 wird als lit. d be­
zeichnet. 

29. § 24 Abs. 6 lautet: 
"(6' Einem eamten, der Anspruch auf Ruhegenuß .hat, gebührt 

die Er äIlzungszulage nicht, wenn die Einkünfte (§ 16 
Abs. 5 und 6) des Ehegatten den für den Beamten maß­
gebend n 1'lindestsatz übersteigen. Die Erg-:c;;.Ilzungszulage 

gebühr außerdem nicht, wenn der Beamte bei der Be­

rechnu g des !>:inclestsatzes beim Ehegatten zu berück­

sichti en ist." 
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30. § 24 Abs. lautet: 

31. 

" (8) r Entstehung des Anspruches auf Ergänzungszulage 

§ 25 
"Der 

Der 

trag erforderlich, gebahrt die Ergänzungszulage 
m der Einbringung des Antrages folgenden Monats­

an; wird der Antrag an einem Monatsersten ge-

, so gebahrt die Ergänzungszulage von diesem Tag 
an. n·e Folge der verßpäteten Antragstellung kann aus 
berüc sichtigungswardigen Granden von der General-
dire der Österreichischen �urldesbahnen nachgesehen 

Abs. 
Elin 
Ansp 

" 

vorletzter und letzter Satz lautet: 
eit ist die praktische Blindheit gleichzuhalten. 
ch auf Eilflosenzulage der Stufe III besteht 

auch, we sich der Bil�lose in �flege einer Xxankensnstalt 
Pflegeanstalt) oder einer Siechenanstalt befiD-(Eeil- un 

der ein Träger der gesetz2ichen Sozialversicherung 
noch eine 'Gebietskörperscha�t �ar die Verpflegskosten der all­
gemeinen ebahrenklasse aufkommt.tI 

32. § 25 Ahs. lautet: 
"(4) nie lflosenzulage ruht während des Aufenthaltes in 

einer Krankenanstalt (Eeil- und l>flegeanstalt) oder 
Siech nanstalt, wenn ein �räger der gesetzlichen Sozial­
versi herung oder eine Gebietskörperschaft �ür die Ver­
pfleg kosten der allgemeinen Gebahrenklasse aufkommt. 

R hen dauert vom �sten des zweiten Monates, der 

geht. 

33 • .  § 25 Abs. 
rl (6) Sind 

n Beginn der Anstaltspflege folgt, bis zum Letzten 
der der Beendigung der ÄDstaltspflege voraus-

lautet: 
ie Voraussetzungen für den Anspruch auf Hilflosen­

schon beim Anfall des Ruhe- oder Versorgungsge-
erfallt, so gebahrt die Hilflosenzulage vom 

en Zeitpunkt an wie der Ruhe- oder Versorgungsge­
enn der Antrag binnen drei Monaten nach dem Anfall 
he- oder Verso�ngsgenusses gestellt wird. In allen 
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sonsti en Fällen gebührt die Hilflosenzulage von dem 

der Ei bringung des Antrages folgenden Monatsersten 

an. Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 24 Abs. 8 
sinnge äß. " 

34. § 25' a Abs. 3 lautet: • 
" (3) Die im Durchschnitt gebührenden anspruchsbegründenden 

35. Im § 

Neben bühren sind in einem Nebengebührendurchschnitts­

um de 

des D' 

halts 

sammengefaßt, der 10 v. H. des ruhegenuBfähigen 

ezuges beträgt. nas jeweils geltende Böchstaus­

Nebengebührendurchschnittssatzes .ändert sich 

elben Bundertsatz, um den sich bei einem �eamten 

nststandes das Gehalt der Gehaltsstufe 7 der Ge­

ppe �I bändert." 

4 entfällt der Ausdruck "auf Antrag". 

36. Im § 5  letzter Satz wird die �ezeiclmung "�undes­

ministeriu für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen" 

durch die ezeicmlung.".Bundesministerium:fiir C5:fi'entliche' 

Wirtschaft und Verkehr" ersetzt. 

37. § 32 .Abs. 

" (5) Der 

lautet: 

spruchsberechtigte, der seinen .Wohnsitz oder 

lichen Aufenthalt im Ausland hat, muß alljähr­

is längstens 1. März eine amtliche Lebensbe-

g nach dem Stand vom 1. Jänner desselben Jahres 

und, enn er die Haushaltszulage bezieht, eine amtliche 

Besit 
Öste 

igung über seinen Familienstand, der anspruchsbe­

gte Beamte auch den Nachweis über den unge�derten 
der C5sterreichischen Staatsbürgerschaft den 

eichischen ::Bundesbahnen vorlegen. l)er überlebende 

te und der frühere Ehegatte, die ihren Wohnsitz 
ewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, müssen 
em alljährlich bis zu demselben Zeitpunkt eine 

he Bestätigung darüber beibringen, daß sie nicht 
geheiratet haben. " 
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38. § 36 a Abs. 1 lautet: 

" (1) der Beamte oder der überlebende Ehegatte aus 

einer leichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit ein 

Erwerb einkommen, so ruht der Ruhe- oder Versorgunge­
bezug is zum Betrag des halben Anfangsgehaltes eiDes 
Bundes eamten der Allgemeinen Verwaltung der Verwen­
dungs ppe E insoweit, als das für den Kalendermonat 
gebühr nde ErwerbseiDkommen des Beamten 50 v.B., das 

rlebenden Ehegatten 75 v.R. des Anfangsgehaltes 
eines undesbeamten der A2lgemeinen Verwaltung der Ver­

39. Im § 36 a A 

sgruppe E übersteigt. Das Ruhen tritt überdies 
ns in dem Ausmaß ein, in dem die Summe aus Buhe­

rsorgungsbezug und Erwerbseinkommen beim Beamten 
• und beim überlebenden Ehegatten 150 v.R. des 
gehaltes eines Bundesbeamten der Allgemeinen Ver­

der Verwendungsgruppe E Übersteigt. " 

wird der Ausdruck nder Witwe" durch den 
..Ausdruck nd m überlebenden Ehegatten" ersetzt. 

40. Im § 36 a s. 4 tritt an die Stelle des Ausdruckes "Witwen-
versorgung ezugtt der Ausdruck "Witwen- oder vlitwerversor­
gungsbezug". 

41. § 36 a Abs. 6 dritter Satz lautet: 
"Ist inner lb eines Kalenderjahres das -Entgelt in jenen 

Kalenderm naten, in denen Anspruch auf Ruhe- (Versorgungs) ­
bezug bes an den hat, nicht gleich hoch oder der Anspruchs­
berechtig e nicht ständig beschäftigt gewesen, so ist auf 
seinen An rag, wenn es für ihn günstiger ist, das im Durch­
schnitt a f die genannten Kalendermonate entfallende Ent­
gelt als ona-tliches Erwe-rbseinkommen anzusehen. 

42. Im § 36 a bs. 7 tritt an die Stelle des Ausdruckes " (die 
Witwe)" de Ausdruck "(der überlebende Ehegatte) ". 
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43. Im § 42 Äbs 4 wird der Äusdruck "der Ehefrau" durch den 

Ausdruck "d m Ehegatten" UIld der Ausdruck "der früheren Ehe­

frau" durch den Ausdruck "des früheren Ehegatten" ersetzt. 

44. Im § 42 Äbs. 6 erster Satz wird der Ausdruck "Der früheren 
Ehefrau" d ch den Ausdruck "J)em früheren Ehegatten" er­

setzt. 

45. Die Übersc ift des § 44 UIld der § 44 lButen: 
"'Versorgun der Ea lbwaise bei Abgängigkeit des überlebenden 

Ehegatten 

§ 44. Auf die Dauer der Abgängigkeit des überlebenden Ehe­

gatten ei es Beamten ist die von ihm hinterlassene Balb­
waise wie eine Vollwaise zu behandeln." 

46. § 49 Abs. 1i t. b lautet:· 
"b) soweit als RuhegenuBvordienstzeit die Zeit der Eri'ü.llUIlg 

�iner n1ändischen Zivil- oder Wehrdienstpf'�cht (§ 46 

Abs. 2 lit. d) oder die Zeit eines Xarenzur1aubes �ach 
§ 15 d s· �utterschutzgese

·
tzes 1.97�, �GB1 .. Nr • .  221 t .8nge­

rechne worden ist,tt 

47. �ie bisher gen 1it. b und c des § 49 Abs. 2 werden als 2it. c 
und d �eze ebnet. 

48. • 6 dritter Satz wird der Ausdruck "der Witwe" 
durch den .usdruck·" des überlebenden Ehegatten" ersetzt.· 

49. § 57 erste Satz lautet: \ 
ichend von den Bestimmungen der §§  2 Abs. 2 lit. a 
.. a bJ.eibt l>ersoneIl, die im Zeitpunkt des IIlkraf't­

tretens d'eser l>ensionsordnung nach den bisherigen pensions­
rechtlic n BestimmUIlgen ungeachtet des Nichtbesitzes der 
österreic ischen Staatsbürgerschaft eine Anwartschaft be­
ziehuIlgs� ise einen Anspruch auf �eIlsionsversorgung (auch 
Unterhal beitrag und dergleichen) gehabt hab eIl , die Anwart­
schaft b iehungsweise der Anspruch auf Pensionsversorgung 
gewahrt." 
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wenn seine 
des weiblic 
hat auch nu 

d-essen früh 
ist. 

- 14 -

A r t  i k e 1 11 

Übergangsbestimmungen 

t nur dann Anspruch auf Witwerversorgungsgenuß, 
erst nach dem 31. Dezember 1975 durch den Tod 
Beamten aufgelöst worden ist. Dementsprechend 

der frühere Ehemann einen Versorgungsanspruch, 
re Ehefrau nach dem 31. Dezember 1975 gestorben 

Leistungen, auf die der Witwer und der 
frahere Ehe ann Anspruch haben, gebahren 

vom 1 März 1985 an zu einem �ritte�, 
vom 1 Jänner 1989 an zu zwei J)ri tteln und 
�om 1 Jänner 1995 an im vollen Ausmaß. 

Ist der rlit er oder der frahere :Ehemann erwerbsunfähig und 
bedarftig, 0 entfällt die �inschränkung. 

(3) Die far den Witwer und den fraheren Ehemann vorgesehenen 
wiederkehre den Leistungen gebahren in den Fä�len, in denen 
die Ansp�c svoraussetzungen in derZeit nach dem 
31. Dezembe 1975 bis zum Inkrafttreten dieser Kundmachung 
-verwirklich worden sind, nur auf Antrag. Sie fallen mit dem 
Zeitpunkt d s Inkrafttretens dieser Kundmachung an, wenn der 
.An tra g binn 
wird. In al 

bringung de 
AIltra

'
g -an e 

diesem Tag 

sionsversor 
ordentliche 
allenfalls 

n einem Jahr nach dem Inkrafttreten gestellt 
en abrigen Fällen gebahren sie von dem der Ein-

;�trages folgenden Monatsersten an; wird der 
nem Monatsersten . geste12t, so gebahren sie von 
an� lü t der Er�angung des Anspruches auf .?en­

ng nach dieser Kundmachung er�scht ein auBer­
Versorgungsgenuß. Die nach diesem Zeitpunkt 

och ausgezahlten außerordentlichen Versorgungs-
genüsse sin auf die nach dieser Kundmachung far die gleiche 

Zeit gebjjb� nden Leistungen anzurechnen. 
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(4) en Ehefrauen und Waisen, die bisher infolge 

der einschrä enden Bestimmungen der §§ 1 Abs. 10, 16 Abs. 1 

letzter Satz nd 20 Abs. 1 lit. a keinen Anspruch auf Pen­
sionsversor g gehabt haben, gebühren auf Antrag Leistungen 
nach dieser undmachung, sofern nicht für sie auf Grund 

eines nach § 311 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
geleisteten erweisungsbetrages ein Anspruch auf Witwen-

pension bezi hungsweise Waisenpension nach sozialversicherungs­

rechtlichen orschr.iften entstanden ist. Bezüglich des Be­
ginnes der P nsionsversorgung, des Erlöschens und der An­

rechnung ein s außerordentlichen Versorgungsgenusses gelten 

die Bestimmu gen des Abs. 3 sinngemäß. Ist der Witwe oder 

der Waise ei e Abfertigung geleistet worden, so hat sie erst 

dann �spruc auf Witwen- beziehungsweise Waisenversorgungs­

genuß, wenn eit dem Tod des Beamten die Anzahl von Monaten 
verstrichen st, die dem Vielfachen der Bemessungsgrundlage 

entsprechen, das der Bemessung der Abfertigung zugrunde ge­

legt worden st. 

(5) Die im § 49· bs. 2 lit. b in der Fassung des Art. I Z. 46 

dieser Kundm chung vorgesehene Befreiung von der Entrichtung 
eines besond ren Pensionsbeitrages für die Zeit der Erfüllung 
einer inländ"schen Zivil- oder Wehrdienstpflicht und für die 
Zeit eines renzurlaubes nach § 15 des Mutterschutzgesetzes 
1979 gilt nu in den Fällen, in denen das Dienstverhältnis 
zu den Öster eichischen Bundesbahnen nach dem 28. Februar 1985 

begründet wu deo 

Diese Kundmachu 

A r t i k e 1 III 

Inkrafttreten 

tritt mit 1. März 1985 in Kraft. 
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I 
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.y'. 

zur Kundmachun 

und Verkehr mi 

ändert wird (1 

. Erläuternde Eemerkungen 

des Eundesministers für öffentliche Wirtschaft 
der die Eundesbahn-Pensionsordnung 1966 abge­

• Novelle der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966). 

Die für die Eediensteten sowie Ruhe- und Versorgungsgenuß­

empfänger der sterreichischen Bundesbahnen geltenden Bestim­

mungen der Eun esbahn-Pensionsordnung 1966, BGE1.Nr. 313, in 
der geltenden assung entsprechen - von wenigen durch die Be­

sonderheiten d s Bundesbahndienstes begründeten Abweichungen 
abgesehen - de Eestimmungen des Pensionsgesetzes 1965 und den 

sonst für die undesbediensteten geltenden pensionsrechtlichen 
Eestimmungen. 

Die Bundesb hn-Pensionsordnung 1966, die die Pensionsan­
sprüche der Eu desbahnbeamten, ihrer Hinterbliebenen und Ange­

hörigen regelt, sieht ebenso wie das Pensionsgesetz 1965 der­

zeit keinen Pe sionsanspruch des Witwers und des früheren Ehe� 

mannes nach ei em Eeamten weiblichen Geschlechtes vor. Der 

Verfassungsger"chtshof hat daher ·die Vorschrift des § 14 
Abs. 1 Pensio sgesetzes 1965, nach der nur der Witwe eines 

Eeamten ein Ve sorgungsgenuß gebührt, sowie die Eestimmungen 

des § 19 Abs. 1 und 4 des zitierten Pensionsgesetzes 1965, 
di e nur für di 
einen Versorgu 

heitssatzes al 

frühere.Ehefrau eines verstorbenen Beamten 

gsanspruch vorsehen, wegen Verletzung des Gleich­

verfassungswidrig aufgehoben. 

Die durch d"e Rechtssprechung des VfGH hervorgerufene Not­

wendigkeit ein r 8. Novelle des Pensionsgesetzes 1965·wird 
dazu benützt, 
sondern gleich 
Eundesbahn-Pen 
machungsentwur 

icht nur die entsprechenden analogen Anpassungen 

eitig auch andere erforderliche Änderungen der 
ionsordnung 1966 durch den vorliegenden Kund-

vorzunehmen. 
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Im Hinblick uf die erwähnte Rechtssprechung des Verfassungs­

gerichtshofes s 11 nunmehr auch für den Witwer und 4en früheren 

Ehemann eines w 

werden. Dieser 

früheren Ehefra 

Die Schaffun 

einem weibliche 

über der Ehefra 

wechselseitige 

Grund des § 94 

Die angeführte 

iblichen Beamten ein �ensionsanspruch geschaffen 

ensionsanspruch soll dem der Witwe bzw. dem der 

entsprechen und in drei Etappen wirksam werden. 

eines �ensio�sanspruches für den Witwer nach 
Beamten setzt voraus, daß auch der Ehemann gegen­

grundsätzliehe Anspruch auf Unterhalt hat. Diese 

nterhaltsverpflichtung der Ehegatten besteht auf 
GB i. d. F. des Art. I Z 1 des BG-BGB1. Nr. 412/1975. 

estimmung ist mi� 1. Jänner 1976 in Kraft ge-

treten. Aus den dargelegten Gründen soll daher auch nur der Wit-
wer Anspruch au 

nach dem 31. De 

aufgelöst worde 

sorgung des fr"" 

Nach der 

kehrenden Leist 

Anspruch haben, 

1� Jänner 1989 

Witwerversorgungsgenuß haben, dessen Ehe erst 

ember 1975 durch den Tod des weiblichen Be�mten 

ist. Entsprechendes soll hinsichtlich der Ver­
eren Ehemannes gelten. 

esehenen Etappenregelung gebühren die wieder­
ngen, auf die der Witwer und der frühere Ehemann 

vom 1. März 1985 an zu einem .Drittel, vom 

n zu zwei Dritteln und vom 1� Jänner 1995 an im 

vollen Ausmaß. iese Einschränkung soll dann entfallen, wenn der 

Witwer oder der frühere Ehemann. erwerbsunfähig und bedürftig 

sind. 

Um den persö lichen Geltungsbereich der Bundesbahn-Pensions­

ordnung 1966 au den Witwer und den früheren Ehemann auszudehnen, 
ist es erforder ich, zunächst in den Begriffsbestimmungen des 

§ 1 Abs. 3, 4 d 6 den Ausdruck "Witwe" durch den Ausdruck "über­

lebender Ehegat elf und den Ausdruck "frühere Ehefrau" durch den 
Ausdruck "frühe er Ehegatte" zu ersetzen. Der Ausdruck "über­
lebender Ehegat elf bezeichnet sowohl die Witwe als auch den Wit­
wer; früherer E egatte ist sowohl die frühere Ehefrau als auch 
der frühere Ehe ann. Der Versorgungsanspruch soll für den Witwer 
und den frühere Ehemann auf die Weise geschaffen werden, daß 
in allen Bestim ungen der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, die 
derzeit Leistun en für die Witwe oder die frühere Ehefrau vor­
sehen oder bish r vorgesehen haben, an die Stelle des Ausdruckes 
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"Witwe" der Aus ruck "überlebender Ehegatte" bzw. an die Stel­

le des Ausdruck s "�rühere Ehefrau" der Ausdruck "�rüherer 

Ehegatte" tritt 

Zu Art. I Z 

19 Abs. 1, 
, 5, 6, 7, 8, 9 und 17 (§§ 5,  9, 10 und 

und 3): 

Die Auslegun des Ausdruckes "andere schwere Krankheit" im 

§ 9 Abs. 1 lit. c BB-PO 1966 bat viel�ach Schwierigkeiten be­

reitet. Es herr cht die auch vom Bundesministerium �ür Finanzen 
geteilte Auf�as ung vor, daß grundsätzlich jede Krankheit als 
"schwer" anzuer ennen sei, die den Beamten "zu einem zumutbaren 

Erwerb un�ähig" macht. Diese - zwei�ellos sachlich begründete -

Auslegung der i Rede stehenden Vorschri�t macht die Anführung 
bestimmter Ursa hen der Unfähigkeit zu einem zumutbaren Erwerb 

überflüssig. Di lit. a bis c im Abs. 1 des § 9 sollen daher 
entfallen, eben 0 der Abs. 2 des genannten Paragraphen. 

Der EIltfall er li t. � bis c im Abs. 1 bedingt eine Neu­

fassung des § 5 Abs. 3; der Entfall des Abs. 2 bedingt eine 
Änderung der Zi ierung im§ 9, § 10 und im § 19 Abs. 1, 2 und 3. 

Zu Art. I Z. 3, 19, 37 - und 49 (§§ 1 Abs. 10, 20 Abs. 1 
lit. a, 32 s. 5 und 57): 

Nach einem gebnis der von den österreichischen Botscha�ten 
im Jahre 1984 d rchgeführten Erhebungen ist der Anspruch auf 
Hinterbliebenen ersorgung mit Ausnahme Spaniens in sämtlichen 
europäischen St aten n i c h t vom Besitz der betre�fenden 
Staatsbürgersch ft (Staatsangehörigkeit) abhängig. 

Auf Grund di ses Erhebungsergebnisses und im Sinne einer �ort­
schreitenden In egration Europas soll wie nunmehr nach dem Pen­
sionsrecht der undesbeamten auch nach den analogen Bestimmungen 
des Pensionsrec tes der ÖBB der Besitz der österreichischen 
Staatsbürgersch ft nicht länger eine Voraussetzung �ür den An­
spruch auf Hint rbliebenenversorgung bilden, zumal dafür auch 
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keine rechtlic 

sieht daher de 
20 Abs. 1 lit. 

-' 4 -

Notwendigkeit besteht. Der Kundmachungsentwur� 

Entfall der Bestimmungen der §§ 1 Abs. 10 und 

vor. Der Entfall der §§ 1 Abs. 10 und 20 Abs. 1 

lit. a erforde eine Modifizierung der Bestimmung des § 32 

Abs • .  5; die Zi t' erung im § 20 Abs. 1 und im § 57 ist entsprechend 

zu ändern. 

Zu Art. I 

§ 16 Abs. 1 

abhängig, daß 
messung der Hau 

Einschränkung 

Wahlkind beste 
de Recht der 

herrschender G 

4 (§ 16 Abs. 1 letzter Satz) : 

etzter Satz macht den Anspruch des Wahl- und 

auf Waisenversorgungsgenuß von der Voraussetzung 

'ese Kinder am Sterbetag des Beamten bei der Be­

haltszulage zu berücksichtigen gewesen sind. �iese 

s Versorgungsanspruches ist, soweit sie für das 

, nicht begründet. Es ist nämlich ein das gelten­
-ahme an Kindesstatt (§§ 179 bis 185a ABGB) be­

dsatz, daß das künstliche Eltern- und Xindes-

.verhältnis das atürliche möglichst nachahmen soll. Deswegen ist 
vorgesehen, die in Rede"stehende Einschränkung hinsichtlich des' 
Wahlkindes zu 

Zu Art. (§ 16 Abs. 5 lit. c) : 

�ie Neufass trägt dem Umstand Rechnung, daß das Wohnungs-
beihilfengesetz, BGB1. Nr. 229/1951, und das Bundesgesetz über 

Ansprüche aus r Ableistung freiwilliger Waffenübungen, BGB1. 
Nr. 311/1960, Kraft getreten sind. 

Zu Art. I 6, 30 und 33 (§§ 24 Abs. 1 und 8 ,und 25 Abs. 6): 

szulage gebührt nur auf Antrag. Sind die An­
spruchsvorausse zungen schon beim Anfall des Ruhe- oder Versor­
gungsgenusses e füllt, muß nach der derzeitigen Rechtslage der 
Antrag rei Monaten nach dem Anfall des Ruhe- oder Ver-

gestellt werden, damit die Ergänzungszulage vom 
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gleichen 

genuß. 

Es ist 
fordernis 

setzungen 
fall des Ruhe­
Äuge gefaßte Re 

Abs. 

Zu Art. I Z  

Bei der Ermi 

stellung der Hö 

bleiben gemäß § 

- 5 -

kt an gebührt. wie der Ruhe- oder Versorgungs-

in Aussicht genommen, in den Fällen vom Er­
tragstellung abzusehen, in denen die Voraus-

n Anspruch auf Ergänzungszulage schon beim An­
der Versorgungsgenusses erfüllt sind. Die ins 
elung macht die vorgesehene Änderung der §§ 24 

ie 25 Abs. 6 notwendig. 

28 (§ 24 Abs. 4): 

des Nettoeinkommens, das für die Fest­

e einer Ausgleichszulage mit maßgebend ist, 
292 Abs. 4 lit. i ASVG nach dem Kriegsopfer-

versorgungsgese z 1957, BGB1. Nr. 152, und dem Opferfürsorgege­

setz, BGB1. Nr. 83/1947, gewährte Grund- und Elternrenten, ein 
Drittel der nac dem Heeresversorgungsgesetz, BGB1. Nr. 27/1964, 
gewährten Besc .odigten- und.Witwenrenten sowie die Elternrenten 

einschließlich iner allfälligen Zusatzrente außer Betracht. 

Ermittlung eine 

bende 

Um 

u sind die angeführten Renten in das für die 

Ergänzungszulage nach § 24 BB-PO 1966 maßge-

Gesamteinkommen mit einzubeziehen. 

tand, der Anlaß zu Kritik gegeben hat, zu be-

seitigen, ist v rgesehen, die erwähnten Renten in die im Abs. 4 
des § 24 enthal ene Aufzählung jener Geldleistungen aufzunehmen, 
die für Zwecke er Ermittlung des monatlichen Gesamteinkommens 
nicht als EinkOO fte gelten. 

Zu Art. I Z und 32 (§ 25 Abs. 3 und 4): 

des § 25 Abs. 4, die unter bestimmten Voraus­
setzungen ein hen der Hilflosenzulage während des Aufenthaltes 
des Anspruchsbe echtigten in einer Kranken- oder Siechenanstalt 
vorsieht, führt in Verbindung mit der Regelung des § 30, wonach 
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für den einze n .Anspruch auf monatlich wiederkehrende Geld-

leistungen die erhältnisse am Monatsersten maßgebend und die 

erwähnten Geldl istungen unteilbar sind, dazu, daß der .Anspruchs­

berechtigte die Hilflosenzulage auch für einen solchen Monat 

nicht erhält, a dessen Beginn er sich zwar noch in .Anstaltspflege 

befunden, den e aber jedenfalls zum größten �eil etwa zu Hause 

verbracht hat. st am Ersten eines solchen Monates eines Sonder­
zahlung fällig, so gebührt in derartigen Fällen auch nicht der 

auf die Hilflos nzulage entfallende �eil der Sonderzahlung. All 

das wird von de 
pfunden. Durch 

zu ergänzen: " 

sicherung noch 

der allgemeinen 

Hilflose, dem s 

Betroffenen - nicht zu Unrecht - als Bärte em­
ie Neufassung des § 25 Abs. 4 soll dem Auftreten 

n Bärten begegnet werden. .. 
tung der RegelUng des § 25 Abs. 4 macht es er­

letzten Satz des § 25 Abs. 3 durch den Zusatz 

d weder ein �räger der gesetzlichen Sozialver­

ine Gebietskörperschaft für die Verpflegskosten 

Gebührenklasse aufkommt. " Andernfalls hätte der 

nst die Hilflosenzulage der Stufe I oder II ge-

bührt, während es ersten vollen Monates seines Aufenthaltes in 

einer Krankenan talt Anspruch auf die Eilflosenzulage der Stufe III, 

obgleich er sel st die Verpflegskosten der allgemeinen Gebühren­
klasse nicht zu tragen hat. Das wäre zweifellos eine sachlich 

nicht begründet Begünstigung. 

Im Satz des § 25 Abs. 3 wird die Fügung "in der 

, ohne daß in den Bestimmungen der Pensionsord­
nung eine Regel dafür besteht, nach welchen Kriterien zwischen 

den der Blindhe't gleichzuhaltenden und den ihr nicht gleichzu­
haltenden Zustä den der praktischen Blindheit unterschieden wer­
den soll. Dem A sdruck "in der Regel" m�ngelt es daher an dem 
Er�ordernis der inhaltlichen Bestimmtheit. Daraus folgt, daß 
dieser Ausdruck verfassungsrechtlich bedenklich ist. Er soll da­
her entfallen. 

Zu Art. I Z 5 (§ 27 Abs. 4): 

Infolge des eltenden Antragsprinzips ist es den ÖBB ( Pensions­

stelle) derzeit nicht möglich, gegebenenfalls eine Geldaushilfe 
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auch von Amts w gen zu gewähren. Dies ist ein Mangel, der durch 

den Entfall des Erfordernisses der Antragstellung behoben wer­

den soll. 

Zu Art. 1Z 

Die Bezeichn 
lichte Unterne 

Bundesministeri 

(§ 1 Z 1 4) auf 
liche Wirtscha 

Zu Art. 1 Z 

(§ 27 Abs. 5 letzter Satz) : 

g "Bundesministerium für Verkehr und verstaat­
ungen" ist laut l3G vom 8. 11. 1984, mit dem das 

ngesetz 1973 geändert wurde, gemäß Art. I Z 1 

ie Bezeichnung "Bundesministerium für öffent-
und Verkehr" zu ändern. 

sowie zu Art. 2 Abs. 5 (§ 49 Abs. 2): 

Zeiten, in nen auf Grund der Bestimmungen des Wehrge­

setzes 1978 Prä enzdienst oder auf Grund der Bestimmungen des 

Zivildienstgese zes Zivildienst geleistet-wird, gelten nach dem 

Sozialversiche gsrecht als Ersatzzeiten, wenn vor oder nach 

der Zeit des P 'senz- oder Zivildienstes eines Pflichtversi­

cherung bestan n hat (vgl. § 227 Z 7 und 8 ASVG) . Im Falle der 
Aufnahme des Ve sicherten in ein pensionsversicherungsfreies 

Dienstverhältnis und der Anrechnung 

der - sozialve icherungsrechtlich als Ersatzzeit geltenden -
Zeit des Präse - oder Zivildienstes als Ruhegenußvordienstzeit 

wird vom Versic erungsträger ein Überweisungsbetrag in'der Höhe 

von je 1 v. H. 
geleistet (§ 3 

r Berechnungsgrundlage für jeden Ersatzmonat 

ASVG). Liegen jedoch keine Versicherungszeiten 

vor und schlie t der Beamte die Anrechnung der Zeit des Präsenz­
oder Zivildien tes als Ruhegenußvordienstzeit nicht aus (§ 47 

Abs. 3 BB-PO 1 66) , hat er für jeden vollen Monat dieser Zeit 
einen besonder 
messungsgrundl 

Diese Recht 
daher beabsich 

Pensionsbeitrag in der ffdhe von 9 v.H. der Be­
e zu leisten (§ 49 Abs. 1 und 3 BB-PO 1966) . 

wird als unbefriedigend empfunden. Es ist 
die Zeit der Erfüllung einer inländischen 
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Zivil- oder We dienstpflicht in den Katalog jener RuhegenuB­

vordienstzeiten aufzunehmen, für die kein besonderer �ensions­

beitrag zu entr chten ist. In den erwähnten Katalog soll auch 

die Zeit eines arenzurlaubes nach § 15 des Mutterschutzge­

setzes 1979 auf enommen werden. Die ins Auge gefaBte Regelung 

soll jedoch nur in den Fällen gelten, in denen das Dienstver­
hältnis zu den "BE nach dem 28. Februar 1985 begründet wurde. 

Zu "Art. s. 3 und 4: 

Witwen, re Ehefrauen und Waisen haben derzeit dann 

keinen Anspruch auf �enBionsversorgung, wenn sie am Sterbetag 
des Eeamten die österreichische Staatsbürgerschaft nicht be­

sessen haben. E n Wahlkind ist außerdem vom Anspruch auf Waisen­
versorgung ausg schlossen, wenn es am Sterbetag des Beamten bei 
der Bemessung d r Eaushaltszulage nicht zu berücksichtigen ge­

wesen ist. Die iese Einschränkung normierenden Bestimmungen 
sollen, wie ber its ausgeführt worden ist, "entfallen. Von den . . 
�ersonen,. die b"sher von diesen Bestimmungen betroffen 'worden 

sind, sollen je och nur diejenigen in den GenuB einer �ensions­

versorgung nach der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 kommen, für 
die nicht auf G und eines nach § 311 ASVG geleisteten Über-

weisungs betrage 
sion nach sozia 
standen ist. Wti 
amten, die auf 
betrages eine � 
den Kreis 

beziehen, 
treff'enae Frage 
finden ließe. 

ein Anspruch auf Witwenpension bzw. Waisenpen­
versicherungsrechtlichen Vorschriften ent-
de man nämlich auch die Hinterbliebenen nach Be­

rund des nach § 311 ASVG geleisteten Überweisungs­
nsion aus der �ensionsversicherung, erhalten, in 
eh der �ensionsordnung Anspruchsberechtigten ein­

äben sich dadurch den Überweisungsbetrag be-
, für die sich kaum eine befriedigende Lösung 

Der Umstand, daß der Witwe oder der Waise eine Abf'ertigung 
(§ 22) gezahlt orden ist, soll sich auf den Zeitpunkt der Ent­
stehung des Ans ruches auf Witwen- bzw. Waisenversorgungsgenuß 
insoweit auswir en, als am 1. März 1985 oder an dem - mit Rück­
sicht auf den Z itpunkt der Antragstellung in Betracht kommenden -
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späteren Monats rsten die Anzahl der seit dem Tod des Beamten 

verstrichenen M nate hinter der Anzahl der Monatsbezüge zurück­

bleibt, aus den n sich die Abfertigung zusammensetzt. 

Im übrigen ind die Bestimmungen des Art. II Abs. 3 und 4 

dem § 55 nachge ildet. 

Zu Art. I Z 34 (§ 25 a): 

Die Nebenge ührenzulage wurde für Ruhe- und Versorgungs­

genußempfänger er ÖBB gemäß Art.II Abs. 2 der 4. Novelle der .. 
BB-Pensionsordn ng, BGBl. Nr. 246/1972, eingeführt. Das im 

§ 25 a Abs. 3 f stgesetzte Röchstausmaß des Nebengebührendurch­
schnittssatzes t zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung dieser Be­
stimmung monatl ch S 770,-- betragen. 

Gemäß § 37 bs. 3 ist das jeweils geltende Höchstausmaß 

des Nebengebühr ndurchschnittssatzes im denselben Hunde�tsatz 

zu valorisieren um den sich bei einem Beamten des Dienststan­
des das Gehalt er Gehaltsstufe 7 der Gehaltsgruppe VlIb än­

dert. Es ersche nt im Sinne einer klaren Formulierung der in 
Rede stehenden estimmung zweckmäßig, die zitierte Textierung 
des § 37 Abs. 3 auch im § 25 a Abs. 3 zu verwenden und den in 

der gegenständl chen Norm seit 1. Jänner 1972 "versteinerten" 
Betrag zu elimi ieren. 

Zu Art. 111 

Die Aufhebu g d'er eingangs erwähn-cen 
. 
Bestimmungen des Pen­

sionsgesetzes 1 65 (S. 1 EB) durch die Erkenntnisse des Ver­
fassungsgericht hofes vom 14.3.1984, G 77/83-11, G 71/84-7 
(§ 19 Abs. 4 PG 1965) sowie vom 26. 6. 1984, G 102/84-9 {§ 19 
Abs. 1 PG 1965) und vom 4. 10. 1984, G 103-105/84-6 (§ 14 Abs. 1 
PG 1965) ist mi Ablauf des 28. 2. 1985 in Kraft getreten. 

Es sollen i Anlehnung an die 8. PG-Novelle des Bundes da­
her alle Bestim ungen der im Kundmachungsentwurf vorliegenden 
12. Novelle zur Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 auch mit 
1. ��rz 1985 in Kraft treten. 
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